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Konvent streitet über 
den Numerus clausus 
Zu einer heftigen Numerus clausus-Kontroverse kam es auf ·der letzten 
Konventssitzung am vergangenen Mittwoch, als der Tagesordnungspunkt 
Wahl. der Ständigen Ausschüsse aufgerufen wurde. Anlaß war eine tags zuvor 
beim Präsidenten eingegangenes Schreiben des Kultusministers mit dem Ent­
wurf eines Informationsblattes für Studienbewerber. Darin ist erstmals 
schriftlich festgelegt, daß im kommenden Wintersemester neue Zulassungs­
beschränkungen für die Universität Frankfq.rt v.erhängt werden sollen, und 
zwar in den Fächern Pädagogik, Deutsch, Englisch, Geschichte und Erdkunde. 
Während die Universität bereits für dieses Sommersemester in einer Reihe 
von Fächern erfolglos Zulassungsbeschränkungen beantragt hatte, hält sie 
sie für Geschichte und Erdkunde für nicht erforderlich und wegen derzeit 
ausreichender Kapazitäten sogar für verfassungswidrig. Präsident Kantzen­
bach dazu vor dem Konvent: "Unsere Rechtsabteilung wird Studenten, die 
in diesen Fächern abgewiesen werden, Rechtsbeistand leisten." 

Inzwischen allerdings hat der Kultus­
minister die Fächer Geschichte und 
Erdkunde wieder aus dem Katalog 
der Aufnahmebeschränkungen aus­
geklammert. Er habe nicht die Ab­
sicht, den Numerus clausus zu ver­
hängen, wenn genügend Studien­
plätze vorhanden sind. Mit einiger 
Sicherheit kann bisher nur im Fach 
Deutsch mit einem neuen Numerus 
clausus gerechnet werden. Zur Zeit 
gibt es in Frankfurt einen Numerus 
clausus in: Medizin, Zahnmedizin, 
Pharmazie, Psychologie, Chemie, Le­
bensmittelchemie und Biologie. 
Initiator der Numerus-clausus-Dis­
kussion im Konvent war der Student 
Reiner Reseler (shb/sf), der das In­
formationsblatt des Kultusministers 
in der Präsidialabteilung der Univer­
sität eingesehen hatte und weiterhin 
in einem Flugblatt, das am Tag vor 
der Konventssitzung erschien, einen 
Brief des Präsidenten an den Kultus­
minister zur Frage der Aufnahmebe­
schränkungen im Wintersemester 73/ 
74 veröffentlicht hatte. Eine Kopie 
dieses Schreibens war Reseier als 
Mitglied des Ständigen Ausschusses 
für Haushaltsangelegenheiten zuge­
gangen. 

Keine Stellungnahme 
Präsident Kantzenbach hatte darin 
dem Kultusminister deutlich zu ver­
stehen gegeben, daß die Universität 
nicht bereit sei, kurzfristig neue Ka­
pazitätsberechnungen zur Entschei­
dung über Zulassungsbeschränkun­
gen vorzulegen, nachdem der Kultus­
minister seinerseits zu den Kapazi­
tätsberechnungen vom vergangenen 
Wintersemester, mit denen die abge­
wiesenen Anträge für Aufnahmebe­
schränkungen begründet worden 
waren, überhaupt nicht Stellung ge­
nommen hatte. Im übrigen, so der 
Präsident an den Kultusminister, sei 
davon auszugehen, daß sich die Aus­
bildungskapazitäten seither nicht 
wesentlich geändert haben. 
Reseier interpretierte diesen Brief 
dahingehend, daß der Präsident nur 
noch ein "Verwalter des Kultusmini­
sters" sei und nicht mehr in der Lage, 
gegen Pläne des Kultusministers in 
Sachen Numerus clausus zu argu­
mentieren. Dies sei die konsequente 
Folge der vergangenen Numerus­
clausus-Politik. Heseler bezog sich 
vor allem auf die "Stadtwald-Be­
schlüsse" des Lehr- und Studien aus­
schusses sowie des Haushaltsaus­
schusses, die ohne die "Minderheits­
fraktion " unter Polizeischutz zustande 
gekommen waren und die genannten 
ZUlassungsbeschränkungsanträge der 
Universität für dieses Sommerseme­
ster beinhalteten. 

"Vertrauensbruch" 
Diese Stadtwald-Sitzung spielte im 
Konvent auch in einem zweiten Zu­
sammenhang eine entscheidende 
Rolle: Heseler wurden anschließend 
auf Anfrage die Tonbandprotokolle 
der achtstündigen Sitzung zur Ver­
fügung gestellt. Trotz gegenteiliger 
Versicherung veröffentlichte er Teile 
des Wortprotokolls auf Flugblättern, 
was ihm einen Strafantrag eintrug. 
Wegen dieses "Vertrauensbruches" ist 
die "Mehrheitsfraktion" nicht bereit, 
Reseier wiederum in den Haushalts­
ausschuß zu wählen. Die "Minder­
heitsfraktion " - genauer die Koali-

tion der sozialistischen Studenten­
gruppen im Konvent --: besteht je­
doch auf Heselers Kandidatur. Zwi­
schenzeitlich drohte an diesem Kon­
flikt die "Integrationspolitik der 
Mehrheitsfraktion" zu scheitern, da 
die "Minderheitsfraktion" vom Aus­
gang der Wahl abhängig machen 
wollte, ob sie künftig in den zentra­
len Gremien mitarbeitet oder nicht. 
Die Weigerung, ihn zu wählen, legte 
Heseler als Kampfinstrument der 
"Mehrheitsfraktion" gegen "linke 
Politik" überhaupt aus, nicht als die 
Ablehnung einer bestimmten Person. 

Kantzenbach: Eine Lüge 
Den Vorwurf des Vertrauensbruches 
wi~s er als unzutreffend zurü'Ck. Ver­
trauensbruch könne er nur gegenüber 
seinen Wählern, also den Studenten, 
begehen. Das Interesse der Studenten 
aber sei es, über die Numerus-clau­
sus-Politik der Universität informiert 
zu werden, um darüber öffentlich 
diskutieren und dagegen ankämpfen 
zu können. Da Kantzenbach und die 
"Mehrheitsfraktion" gerade die öf­
fentliche Diskussion verhindern woll­
ten und aus diesem Grunde ihre Be­
schlüsse hinter verschlossenen Türen 
treffen würden, habe er als Studen­
tenvertreter diesen sogenannten Ver­
trauensbruch als einzige Möglichkeit 
für die Information der Studenten in 
Kauf nehmen müssen. Wie notwen­
dig die Veröffentlichung wichtiger 
Passq.gen aus der Stadtwald-Sitzung 
gewesen sei, lasse sich auch an der 
Tatsache aufzeigen, daß noch immer 
nicht das versprochene offizielle Pro-

Präsident Kantzenbach wehrte sich 
vor dem Konvent entschieden gegen 
den Vorwurf, er versuche wichtige 
Entscheidungen unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit zu treffen. Foto: Bopp 

tokoll vorliege. Dies sei, so der Präsi­
dent, aus zeitlichen Gründen bisher 
nicht möglich gewesen, würde aber 
noch in diesem Semester geschehen. 
Scharf wehrte sich Kantzenbach 
gegen den Vorwurf, seine Politik 
nicht vor den Studenten rechtfertigen 
zu wollen: "Das ist sc..l-J.licht und ein­
fach eine Lüge." Immerhin hätten die 
Ständigen Ausschüsse vor der Stadt­
wald-Sitzung mehrfach öffentlich zu 
tagen versucht. Im übrigen tagten die 
Ständigen Ausschüsse prinzipiell öf­
fentlich. Der neue Vizepräsident 
Krupp erinnerte in diesem Zusam-

Zu einer heftigen Numerus-clausus-Kontroverse kam es auf der Konventssitzung am vergangenen Mittwoch. Der 
Student Heiner Heseler '(am Mikrophon) griff die Mehrheitsfraktion erneut wegen ihrer umstrittenen Stadtwald­
Beschlüsse vom November vergangenen Jahres an. Foto: Bopp 

menhang an die Konventssitzung, in Kandidat benannt werden müsse. 
der das Angebot, über die Stadtwald- Darauf wurde Eberharel Zimmer­
beschlüsse öHentlkh Zu di::.kutierell, mann vorgesdllagen. In einer kaba­
durch das musikalische Happening rettistisch garnierten Publikums be­
des Studenten Eberhard Zimmer- schimpfung umriß Zimmermann seine 
mann nicht realisiert werden konnte. hochschulpolitische Position und be­
Kantzenbach betonte zu diesem tonte, daß er jederzeit wie sein Freund 
Thema erneut: "Ich werde dafür sor- Heselerhandeln würde. Mit dem ge­
gen, daß die gewählten Gremien die- wünschten Erfolg machte er es auf 
ser Universität tagen können, und diese Weise dem Konvent unmöglich, 
zwar öffentlich, wenn es möglich ist, ihn zu wählen. Zwar erhielt er im 
sonst nichtöffentlich." ersten Wahlgang 32 Stimmen, auf 
Der "Fall Heseler" war bei der Neu- Heseler entfielen 35. Damit war aber 
besetzung der Ständigen Ausschüsse eine Stichwahl erforderlich, da für 
insofern ein Problem, als sich der keinen der beiden die notwendige 
Konvent auf ein bestimmtes Wahl- Mehrheit der anwesenden Konvents­
verfahren geeinigt hatte, das auch mitglieder (75) gestimmt hatte. Im 
schon vom ersten Konvent angewandt zweiten Wahlgang erhielt Heseler 
worden war: eine Kombination der nur. 31 Stimmen, die anderen Kon­
d'Hondtschen Verhältniswahl und des ventsmitglieder enthielten sich. Also 
Zugriffsystems. Damit wird einer- war auch dieser Wahlgang erfolglos. 
seits erreicht, daß sich die Mehrheits- . Ohne Klarheit über die rechtliche 
verhältnisse im Konvent in den Stän- Situation vertagte sich der Konvent. 
digen Ausschüssen' widerspiegeln, an- Die Sitzung wird am 30. Mai um 14 
dererseits daß die Gruppen unter Uhr c. t. wiederum in der Aula fort­
sich die ihnen zustehenden Sitze ver- gesetzt. 
feilen können. Während in der Gruppe 
der Studenten in diesem Punkt bei 
der ersten Konventssitzung noch Un­
einigkeit herrschte, hatten sie sich bis 
zur zweiten Sitzung in der Weise 
arrangiert, dem shb/sf den studenti­
schen Sitz im Haushaltsausschuß ein­
zuräumen. Der shb/sf schlug erwar­
tungsgemäß Heseler vor. Vizepräsi­
dent . Krupp erklärte für die "Mehr­
heitsfraktion ", daß sie alle Vorschläge 
für die Sitze · in den Ständigen Aus­
schüssen, die in ein.em Gang simultan 
gewählt wurden, akzeptieren würden 
bis auf Reseier. Weiterhin machte er 
darauf aufmerksam, daß auch für 
diesen Sitz entsprechend dem Hessi­
schen Universitäts gesetz ein zweiter 

ads bestürzt 
Bis auf den Studenten im Haushalts­
ausschuß wurden .alle Mitglieder · in 
den Ständigen · Ausschüssen gewählt. 
In einem Fall wurden dabei die Ver­
einbarungen, die in ' den Vorgesprä­
chen erzielt worden waren, durchbro­
ehen. Das ads erhielt nur einen Sitz. 
Seinem Gewicht im Konvent entspre­
chend' hätten ih~ zwei Sitze zuge­
standen. So erklär.te Achim -Stier 
seine "Bestürzung über dieses un­
demokratische Ergebnis" und drohte 
Konsequenzen an. Wie sie aussehen, 
stand bei Redaktio'nsschluß noch nicht 
fest. Es wurde verhandelt. 

Vorläufiges Ergebnis der Ausschußwahlen 
Das hier abgedruckte Wahlergebnis 
ist als vorläufig und mit einer Reihe 
von VOFbehalten zu betrachten. 

Haushaltsausschuß 
Oelschläger, LH (Professor) 
KeIm, Ratio (Professor) 
Wende, NIK (Professor) 
Meißner, DH (Professor) 
Brehm, ANH (Dozent) 
Schild, DH (Wissenschaftl. Bed.) 
Rühl, FA (Nichtwiss. Bedienst.) 
Beratende Mitglieder: Schiffel (Stu­
dent) und Krau (Nichtwiss. Bedien­
steter). 

(Professor) 
(Professor) 
(Professor) 

Organisationsausschuß 
Zernack, LH 
Kohlenbach, Ratio 
Grobecker, Ratio 
Schumm, DH 
Speemann, NIK 

(Professor) 
(Dozent) 

(Student) 
(Wiss. Bediensteter) 

Volz, SHB 
Voegeli, DH 

Gawantka, NIK (Wiss. Bediensteter) 
Beratendes Mitglied: Sommer (Nicht­
wiss. Bediensteter). 
Lehr- und Studienausschuß 
Jung, LH (Professor) 
Becker, W., Ratio (Professor) 
Schlosser, NIK (Professor) 
Boege, DH (Dozent) 
Stier, ads (Student) 
Bertelsmeier, SHB/sf (Student) 
Benad, SHB (Student) 
Beratendes Mitglied: Krichbaum 
(Nichtwissenschaftlicher Bedienste­
ter). 
Bibliotheksausschuß 
Thomas, LH (Professor) 
Wilk, LH (Professor) 
Hammerstein, Ratio (Professor) 
Brands, DH (Professor) 
Enzensberger, NIK (Dozent) 
Zimmer, NIK (Wiss. Bediensteter) 
Beratendes Mitglied: Fink (I\[ichtwis­
senschaftlicher Bediensteter). 

Ma,ndate 
niedergelegt 
Prof. Dr. Erhard Denninger, seit dem 
1. Mai Leiter der Hochschulabteilung 
des hessischen Kultusministeriums, 
hat.sein Mandat im Konvent der Uni­
versität Frankfurt niedergelegt. Für 
ihn ist 'Prof. Dr. Lothar Schmidt 
nachgerückt. 
Ebenfalls erklärten ihren Austritt 
aus dem Konvent die Mitglieder Prof. 
Dr. Hermann Antoni (Gruppe Pro­
fessoren), Ralf Takke und Jochem 
Heumann (beide Gruppe Studenten). 
Für sie rücken Prof. Dr. Günter Pütt­
ner, Klaus von Wangenheim und 
Cl aus Schiffel nach. 

Neue Satzungs-­
kommission 
Der Konvent wählte auf seiner letz­
ten Sitzung die neuen Mitglieder der 
Satzungs- und. Geschäftsordnungs­
kommission. Ihr·. gehören an: Dr. 
Hans-Jürgen Becker, Dozent im Fach­
bereich Rechtswissenschaft; Jahn 
Härtelt, Student im Fachbereich 
Rechtswisserischaft; Frhr. Marschall 
von Bieberstein, Professor im Fach­
bereich Rechtswissenschaft; Dr. Hans 
J. Müller, Professor im Fachbereich 
Humanmedizin; Dr. Helmut Müller', 
Akademischer Rat im Fachbereich 
Physik; Bernhard von Mutius, stu- · 
dent im Fachbereich Gesellschafts­
wissenschaften; Dipl. -Biot Kar! Pe­
tel' Ohly, Lehrbeauftragter im Fach­
bereich Biologie; Hartrnut Riehn, 
Oberregierungsrat in der Rechtsab­
teilung; Joachim Roth, Regierungsrat 
in der Rechtsabteilung; Dr. Lothar 
Schmidt, Professor im Fachbereich 
Gesellschaftswissenschaften. Assi­
stent der Satzungskommission ist Ul­
rich Heymann von der Präsidialabtei­
lung. 

Die nächste Ausgabe von 
UNI-REPORT 
erscheint am 7. Juni 1973. Redak­
tionsschluß ist der 1. Juni 1973, 
in Ausnahmefällen auch später. 
UNI-REPORT steht im Rahmen 
seiner Möglichkeiten allen Univer­
sitätsmitgliedern für Veröffentli­
chungen zur Verfügung. 
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Der Präsident des DAAD, Prof. Dr. Hansgerd Schulte (links), im Gespräch 
mit Präsident Kantzenbach. Foto: Bopp 

Mehr Studienplätze 
für Ausländer gefordert 
Der Deutsche Akademische Aus­
landsdienst (DAAD), zu dem die Aus­
landsstelle der Frankfurter Universi­
tät Verbindungsstelle ist, will seine 
Arbeit stärker als bisher an den spe­
zifischen Bedürfnissen der Hoch­
schulen orientieren. Aus diesem 
Grund besucht der Präsident des 
DAAD, Prof. Dr. Hansgerd Schulte, 
zur Zeit die Rektoren und Präsiden­
ten der Hochschulen und informiert 
sich dabei ü1~er Art und Umfang der 
bestehenden internationalen Aus­
tauschbeziehungen über Schwer­
punkte, geplante Projekte und Pro­
bleme des Ausländerstudiums. Im 
Rahmen dieser Rundreise kam Prof. 
Schulte in der vergangenen W:oche 
zusammen mit dem Generalsekretär 
des DAAD, Dr. Hubertus Scheibe, 
und .der Leiterin des Frankreichrefe­
rats der Stipendienabteilung, Alex,!; 
andra Hauck, zur Frankfurter Uni­
versität. Dabei unterrichteten sie 
auch über eigene neue Pläne des 
DAAD. 

Eine Schwierigkeit, die sich immer 
wieder für die Universität und für an 
Auslandsaufenthalten interessierte 
Bewerber stellt, wird schon in Kürze 
gelöst sein, nämlich die Frage, welche 
Organisation in bestimmten Fällen 
für eine Förderung in Frage kommt. 
Ein gemeinsames Merkblatt von 
DAAD, von der Deutschen For­
schungsgemeinschaft (DFG) und von 
der Humboldstiftung, das bereits in 
Druck ist, wird darüber Auskunft ge­
ben. Es wird auch in der Akademi­
schen Auslandsstelle der Frankfurter 
Universität erhältlich sein. 

Der DAAD ist ein eingetragener Ver­
ein. Mitglieder sind die Universitäten 
und Technischen Hochschulen, die in 
der Westdeutschen Rektorenkonfe­
renz zusammengeschlossen sind, so­
wie deren Studentenschaften und au­
ßerordentliche Mitglieder. Neben der 
Zentralstelle in Bonn-Bad Godesberg 
unterhält der DAAD Zweigstellen in 
London, Paris, Kairo, New Delhi und 
NewYork. 

Hansgerd Schulte, vor etwa einem 
Jahr zum Präsidenten des DAAD ge­
wählt, stellt ihn als zentrale Selbst­
verwaltungsorganisation der deut­
schen Hochschulen dar, die auch 
Aufgaben des Bundes und der Länder 
auf dem Gebiet der auswärtigen 
Kultur-, Wissenschafts- und For- / 
schungspolitik wahrnimmt. Schu1te 
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Zeitung der Universität Frankfurt 
am Main, Herausgegeben von der 
Presse- und Informationsstelle der 
Johann Wolfgang Goethe-Universität 
Frankfurt, 6 Frankfurt am Main 1, 
Senckenberganlage 31, Telefon 798-' 
25 31 oder 24 72. Fernschreibanschluß 
0413932 unif d. Redaktion; A. Fül­
graff und R. Heisig. 

Namentlich gezeichnete Beiträge ge­
ben nicht unbedingt die Meinung der 
Herausgeber wieder. 

UNI-REPORT erscheint alle 14 Tage 
am Donnerstag, mit Ausnahme der 
Semesterferien. Die Auflage von 
15000 Exemplaren wird an die Mit­
glieder der Universität Frankfurt am 
Main verteilt. Zur Zeit ist die Anzei­
genpreisliste Nr. 3 vom 1. Oktober 
1971 gültig. - Druck: Union-Drucke­
rei,6 Frankfurt am Main. 

.sieht in der lockeren Rechtsreform 
des DAAD eine tragfähige Basis für 
die Zusammenarbeit zwischen Staat 
und Hochschule. Allerdings möchte 
er neue Akzente setzen, die sich aus 
dem gesteigerten Finanzvolumen (in 
diesem Jahr 85,6 Millionen DM) und 
aus den Veränderungen im Hoch­
schulbereich ergeben. Seine AnUegen 
sind: 

1. das Prinzip der länderspezifischen 
Förderung zu verstärken, in dem sich 
der DAAD stärker als bisher an dem 
Bedarf des jeweiligen Partnerlan<;les' 
orientiert, 

2. die Absage an das Gießkannen­
prinzip, statt dessen die Verteilung 
der Mittel. nach Schwerpunkten in 
der Weise, daß für das Partnerland 
wichtige Projekte unterstützt wer­
den, 

3. die Einrichtung von Blockpro­
grammen in Entwicklungsländern. 
Das Förderungsprogramm des DAAD 
ist zweigleisig. Einerseits vermittelt 
er Deutsche ins Ausland, andererseits 
Ausländer in die Bundesrepublik. 
Zum Komplex "Deutsche ins Aus­
land" gehört: 
1. Die Vermittlung von deutschen 
Wissenschaftlern aus Hochschulen 
und wissenschaftlichen Institutionen 
als Lehrkräfte ins Ausland. Der Auf­
enthalt dauert in der Regel ein bis 
zwei Jahre. Dabei setzt im allgemei­
nen die deutsche Hochschule die Be­
zahlung der Bezüge fort. Derzeit be­
finden sich etwa 150 vom DAAD ge­
förderte oder vermittelte Lehrkräfte 
im Ausland. Der Trend geht dahin, 
daß in steigendem Maße Anfragen 
aus Industrieländern nach deutschen 
Lehrkräften eintreffen. 
2. Die Vermittlung von Lektoren für 
deutsche Sprache, deutsche Literatur 
und "civilisation allemande" auf An­
fragen von ausländischen Hochschu­
len. Zur Zeit sind rund 350 Lektoren 
über den DAAD im Ausland. Weitere 
hundert könnten bei größeren Finanz­
mitteln und bei einem größeren Re­
servoir an spezifisch qualifizierten 
Lektoren vermittelt werden. Das be­
trifft vor allem Lektoren · für 
"Deutsch als Wissenschaftssprache" 
und "Deutschkunde". Hier besteht die 
Schwierigkeit, daß es derart ausge­
bildete Fachkräfte in der Bundesre­
publik kaum gibt. 

3. Die Vermittlung von Kontakten 
zwischen bundesrepublikanischen 
und ausländischen Wissenschaftsor­
ganisationen. 
4. Die Vergabe von Stipendien an 
Studenten und jüngere Wissenschaft­
ler. Zur Zeit laufen zwischen 500 und 
600 Jahresstipendien des DAAD. 
Deutlich steigend ist das Interesse an 
kürzeren Auslandsstipendien. 
Bei seinen Bemühungen, Ausländern 
ein Studium in der Bundesrepublik 
zu ermöglichen, sieht sich der DAAD 
mit einem neuen Problem konfron­
tiert: dem Staatsvertrag über die 
Vergabe von Studienplätzen. Darin 
ist vorgesehen, daß "bis zu" acht Pro­
zent der Studienplätze in den Nume­
rus clausus-Fächern für Ausländer 
reserviert werden sollen. Der DAAD 
hatte zehn Prozent gefordert. Jetzt 
will er darauf dringen, daß die acht 
Prozent zumindest voll ausgeschöpft 
werden. In Hessen sind hingegen im 
Sommersemester 73 nur fünf Prozent 
der Plätze in Numerus clausus-Fä­
chern für Studienanfänger aus dem 
Ausland reserviert worden. 
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Harte Kritik am "Scheinzwang" 
Einem indirekten Numerus clausus 
sagten die Studenten des Fachbe­
reichs Erziehungswissenschaften den 
Kampf an. Auf einer Vollversamm­
lung protestierten sie gegen die Be­
schränkung der Teilnehmerzahl, die 
einige Hochschullehrer für ihre Ver­
anstaltungen festgelegt hatten. Das 
Ergebnis war der Beschluß über ei­
nen Antrag, den die studentischen 
Vertreter in der Fachbereichskonfe­
renz auf der Tagesordnung der Sit­
zung am vergangenen Dienstag 
brachten. 
Der Wortlaut: 
,,1. Freier Zugang zu allen Veranstal­
tungen für alle Studenten. 
2. Uneingeschränkte Scheinvergabe 
an alle Seminarteilnehmer. 
3. Veröffentlichung eines Veranstal­
tungsreaders für jedes Semester 
rechtzeitig vor Ende des laufenden 
Semesters, in denen alle Lehrkräfte 
Ziel, Inhalt und voraussichtlichen 
Ablauf ihrer Seminare, einschließlich 
der Einführungsliteratur angeben. 
4. Rechtzeitige Durchführungen von 
Vollversammlungen in allen Be­
triebs einheiten des Fachbereichs, bei 
denen alle Studenten die inhaltliche 
Gestaltung und die Arbeitsweise der 
Seminare sowie die Anzahl der Tuto­
ren - je nach der zu erwartenden 
Seminargröße - bestimmen. 
5. Durchführung von Seminarplena 
in Anschluß an die Vollversammlun­
gen in den Betriebseinheiten, an de­
nen alle am Thema interessierten 
Studenten teilnehmen und die Tuto­
ren für die Veranstaltung gewählt 
werden." 
Weiterhin wurde die Fachbereichs­
konferenz aufgefordert, sich mit fol­
genden Forderungen der Studenten 
zu solidarisieren: 
,,1. Für eine ausreichende Anzahl von 
Veranstaltungen, Lehrkräften und 
Räumen. 
2. Für die unverzügliche Fertigstel­
lung des AfE-Turms. 

3. Keine Einführung des Numerus 
clausus. 

4. Keine Einführung von reaktionä­
ren Prüfungsordnungen und Studien­
gängen." 

In dieser Form konnte sich die Fach­
bereichskonferenz nicht dazu ent­
schließen, den Antrag und die Solida­
ritätserklärung anzunehmen, denn 
die meisten Mitglieder hielten die 
Forderungen für zu pauschal für 
technisch nicht durchführbar und 
teilweise für agitatorisch. Der Antrag 
wurde mit acht Jastimmen,' drei­
zehn Neinstimmen und sieben Ent­
haltungen abgelehnt. 

Allerdings zeigte die Diskussion, daß 
die meisten Konferenzmitglieder be­
reit sind, die Intentionen des Antra­
ges zu unterstützen. Doch lehnten die 
studentischen Vertreter die Verände­
rung ihres Antrages in Richtung ei­
ner Präzisierung ab, da sie sich an 
den Beschluß ihrer Fachschaftsvoll­
versammlung gebunden fühlten. So 
kam es schließlich zu einem Kompro­
miß. Die Fachbereichskonferenz 
nahm mit großer Mehrheit einen An­
trag an, in dem sie sich mit den stu­
dentischen Anregungen einverstan­
den erklärte mit der Konsequenz, auf 
einer weiteren Sitzung detaillierte 
Formulierungsvorschläge für deren 
Durchführung zu diskutieren. 

Ein weiteres Ergebnis der Debatte 
war ein Beschluß darüber, eine au­
ßerplanmäßge Fachbereichskonfe­
renz einzuberufen. Der einzige Ta­
gesordnungspunkt soll eine Grund­
satzdiskussion über die Reform der 
Prüfungsordnung, insbesonder€ über 
die Reduktion der Scheine, sein. Denn 
die Feststellung, daß das Studium der 
Lehramtskandidaten überfrachtet ist 
mit Pflichtveranstaltungen, in denen 
der Student einen Schein erwerben 
muß, blieb unwidersprochen. Auch, 
dieser "Scheinzwang" wurde als 
Grund dafür angeführt, daß manche 

Veranstaltungen hoffnungslos über­
füllt sind. So sind beispielsweise Se­
minare mit 120 Teilnehmern keine 
Ausnahme. 

Funkkolleg Biologie 
Im kommenden Wintersemester so­
wie im Sommersemester 1974 findet 
ein Funkkolleg Biologie statt. Veran­
stalter sind der Hessische Rundfunk 
sowie vier weitere Rundfunkanstal­
ten zusammen mit dem Deutschen 
Tnstitut für Fernstudien in Tübingen. 
Dieses Funkkolleg wendet sich nicht 
nur an Studenten, sondern auch vor 
ellem an interessierte Mitarbeiter, die 
sich qualifiziert weiterbilden woilen. 
Das Funkkolleg besteht aus einstün­
digen Rundfunksendungen (je Wo­
che) sowie aus Studienbegleitbriefen. 
Zusätzlich wird im FachbereiCh Hu­
manmedizin in Zusammenarbeit mit 
dem Fachbereich Biologie ein Stu­
dienbegleitzirkel angeboten, dessen 
Besuch für Mitarbeiter des Klinikums 
kostenlos ist. In diesem Begleit­
zirkel wird das Gebotene vertieft 
bzw. diskutiert. 
Während der zweisemestrigen Ver­
anstaltung 'nehmen die Teilnehmer 
an zwei Hausarbeiten sowie zwei 
schriftlichen Prüfungen teil und kön­
nen auf diesem Weg ein abschließen­
des Zertifikat erwerben. 
Teilnehmern, die die Zulassung zu ei­
nem Hochschulstadium ohne Reife­
zeugnis ("Begabtenprüfung") anstre­
ben, wird ein im Funkkolleg erwor­
benes Zertifikat als eines der beiden 
Gutacht€n anerkannt, die für die Zu­
lassung erforderlich sind. 
Zu Einführung in die Thematik und 
zum Ausgleich bestehender Kennt­
nisunterschiede finden in Kürze 
Einführup.gssendungen statt (Hess. 
Rundfunk, Ir. Programm-Hörfunk, 
28.5., 4. 6., 18. 6., 25.6., jeweils 
20.05 Uhr). 

DaS~'Petsönal wurde' 'enttäuscht 
Der Personalrat hatte zur Personal­
versammlung eingeladen. Wissen­
schaftliche und Nichtwissenschaftliche 
Bedienstete kamen in die Aula, um 
sich über Tarif- und Besoldungsfra­
gen zu informieren. Dazu waren ei­
gens zwei Kollegen aus dem Kultus­
ministerium nach Frankfurt gereist. 
Nach längerem Zögern hatten sie der 
Einladung zugesagt. 
Personalratsvorsitzender Preis konn­
te bei der Begrüßung auf eine fast bis 
auf den letzten Platz besetzte Aula 
blicken. Die angekündigten Referate 
hatten Anklang gefunden. Interessiert 
folgte man den Ausführungen des 
ersten Redners. Aber nicht lange. 
Dann breitete sich Unmut aus. So 
mancher hatte das Gefühl, auf der 

Urabstimmung über 
Studentensatzung 
Parallel zu den Neuwahlen des Stu- ­
dentenparlaments vom 5. bis 7. Juni ' 
wird ein überarbeiterter Entwurf der 
Studentenschaftssatzung zur Urab­
stimmung gesteIlt. Für eine gültige 
Abstimmung ist eine Mindestbeteili­
gung von 50 Prozent der Studenten 
erforderlich. Wird sie nicht erreicht, 
soll die Urabstimmung in einem 
zweiten Wahlgang wiederholt wer­
den. Abschließend muß die Satzung 
durch den Kultusminister genehmigt 
werden. 
In den letzen beiden Jahren ,hatte es 
um die Satzung der Studentenschaft 
eine Reihe von Konflikten gegeben. 
Strittig war vor allem die vorgesehe­
ne Wahl und Abwahl von Fach-

. schaftsvertretern auf Vollversamm­
lungen. Nachdem im November 1972 
der Hessische Verwaltungsgerichts­
hof die Satzung für ungültig erklärt 
hatte, erließ der Präsident d~r Uni­
versität eine vorläufige Satzung im 
Wege der Rechtsaufsicht. 
Der neue Satzungsentwurf, der bis 
zur Urabstimmung in drei Lesungen 
im Studentenparlament behandelt 
sein wird, sieht wiederum die bisher 
strittigen Regelungen, das imperative 
Mandat sowie die Wahl und Abwahl 
der Fachschaftsvertreter auf Vollver­
sammlungen, vor. Dennoch glaubt 
der AStA, daß die Chan-ce; eine solche 
Satzung durchzusetzen, jetzt weit 
größer ist als vor einem Jahr. 

falschen Versammlung zu sein. 
Worüber hier referiert wurde, betra,f 
die Professoren, in einigen Punkten 
vielleicht auch noch die wissenschaft­
lichen Bediensteten. Versammelt hat­
te sich aber - von einigen Wissen­
schaftlern abgesehen - nur nicht­
wissenschaftliches Personal. 
So war es verständlich, daß der An­
trag, man möge doch über die Be­
lange der Anwesenden sprechen, all­
gemein Beifall fand. Jedoch nicht in 
den Ohren des Vorsitzenden. Er 
konnte sich darauf berufen, daß man 
ihn in der letzten Personalversamm­
lung gebeten hatte, dieses Referat auf 
die Tagesordnung zu nehmen. Der 
Referent durfte weiterreden. Aller­
dings waren die Reihen der Zuhörer 
schon stark gelichtet, und so been­
dete er seine Ausführungen. 
Wichtiger, weil auf die Belange der 
Anwesenden zugeschnitten, war das 
zweite Referat über Tarifangelegen­
heiten der Arbeiter und Angestell­
ten. Dieses Thema fand so starkes 
Interesse, daß sich anschließend noch 
eine längere Aussprache anschloß. 
Zu dieser Personalversammlung er­
hielt Uni-Report einen Leserbrief: 
Trotz der kurzfristigen Einladung zur 
obligatorischen Personalversamm­
lung des wissenschaftlichen und nicht­
wissenschaftlichen I'ersona!s der Uni­
versität wa1' letzten Donnerstag, 
17. Mai, die Aula voH besetzt. Da 
saßen sie, die Sachbearbeiter, die 
Sekretärinnen, die Schreiner, die 
Elektriker, die Schlosser, die Haus­
meister, die ausländischen Arbeitneh­
mer, die dafür sorgen, daß Handtuch 
und Seife in die einzelnen Verwal­
tungseinheiten gelangen, und harrten 
gutgLäubig darauf, konkrete Informa­
tionen über Tarif- und Besoldungs­
fragen ihrer Gruppe - wie auf der 
Tagesordnung angekündigt - zu er­
halten. Zwei Vertreter des KuLtus­
ministers waren geladen, um über 
diese Fmgen zu referieren. Referiert 
wurde auch - unter anderem über 
das Gesetz zur Änderung beamten­
rechtlicher und besoldungsrechtLicher 
Vorschriften vom 7. Oktober 1970, 
über die historische Entwicklung die-

. ses Gesetzes, über den Status der H2-, 
H3-, H4-Professoren und den der 
wissenschaftlichen Bediensteten, über 
Korporationsrecht usw. usw. 25 Minu­
ten lang ließ man diesen die Interes­
sen der Anwesenden so sehr berühren­
den Bericht über sich ergehen. Dann 
erjölgfe die erste Wortmeldung mit 

der Frage, ob es nicht sinnvoll wäre, 
nun auf die Belange der Anwesenden 
zu sprechen zu kommen. Zustimmen­
der Beifall, wie ihn sich mancher 
Künstler wünschen würde, folgte. 
Personalratsvorsitzender Preis wußte 
sich daraufhin nicht anders aus der 
Affäre zu ziehen, als von an ihn her­
angetragenen Wünschen zu sprechen. 
Auf die Idee, abstimmen zu lassen, 
faLLs ihm der BeifaLL nicht schon ge­
nug Beweis war, woLLte er nicht kom­
men: er forderte den Referenten auf, 
fortzufahren. Daß im Raum eine leise 
Unruhe aufkam, schien ihm der Gip­
fel des Ungehorsams zu sein, so daß er 
keinen anderen Ausweg sah, als all 
den Sachbearbeitern, Sekretärinnen, 
Schreinern, Elektrikern, Schlossern, 
Hausmeistern usw. vorzuwerfen, sie 
seien ja nur zum Stören gekommen. 
Stören wollten wir nicht. Deshalb 
sind wir gegangen. 
Wir sind jedOCh zuversichtlich, daß 
kurz vor Ende der Versammlung noch 
mitgeteilt wurde, daß aUfgrund der 
derzeitigen Finanzlage in Hessen Stel­
lenanhebungen, SteLLenzuwachs, bes­
sere Arbeitsplatzausstattung usw. 
usw. zur Zeit nicht möglich sind. 

Waltraud Böhm / Sieglinde Remy 
PS: Ihre Zuversicht wurde nicht ent­
täuscht. D. Red. 

Termine 
Mikrobiologische Kolloquien im 
Mikrobiologischen Kurssaal: Don­
nerstag, 24. Mai, 10.15 Uhr: Bakterio­
logische Untersuchungen im Brack­
wasser der Ostsee. 
Mittwoch, 6. Juni, 16.15 Uhr: Geomi­
krobiologie des Mangans. 
Donnerstag, 7. Juni, 10.15 Uhr: 
Mikrobiologische Ökologie des Bio­
tops Wasserwerk. 
Donnerstag, 24. 5., 16 Uhr: "Marxism 
and Art". Gastvortrag von Professor 
W. Truitt, University of South Flo­
rida. Fachbereichsgebäude Dante­
straße 4-6, übungsraum 4. 
Montag, 28. Mai, 15.15 Uhr: Fachbe­
reichskonferenz Mathematik. Kollo­
quiumsraum des Mathematischen Se­
minars, Robert-Mayer-Straße 10 
Raum 711 ' 

Montag, 28. Mai, 14.15 Uhr: Fachbe­
reichskonferenz Geowissenschaften. 
Geographisches Institut, Raum 3011. ~ 
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Fernstudium im Medienverbund 
- eine Hochschule der Zukunft? 
Die Verhandlungen über das Fernstudium im Medienverbund (FIM) scheinen 
sich dem Ende zu nähern. Seit November 1969 versuchen Bund, Länder, Hoch­
schulen und Rundfunkanstalten, sich auf ein System zu einigen. Ein weiterer 
Schritt dürfte auf der 5. Mitgliederversammlung der Hochschulvereinigung 
für das Fernstudium (HVF) am 27. und 28. Juni in Bonn getan werden. 
Die Universität Frankfurt hat die Entwicklung aller Vorhaben, die zur Ent­
wicklung eines Fernstudiums im Medienverbund führen können, von An­
beginn sehr gefördert und arbei~et mit dem HVF eng zusammen. Innerhalb 
der Universität ist im Didaktischen Zentrum die Arbeitsstelle Fernstudium 
und Weiterbildung (Kettenhofweg 15, Telefon 3613) eingerichtet worden, 
die jederzeit über alle FIM- und Weiterbildungsfragen informiert, Projekt­
anträge fördert und auch selbst an der Vorbereitung von FIM-Projekten be­
teiligt ist. 

mit der Frage nach ihrem Sinn und 
gesellschaftlichen Nutzen konfrontie­
ren. Daß ein so konzipiertes Fernstu­
dium auch erhebliche Kapazitäten 
schaffen kann, ist ersichtlich. 

Im nachfolgenden Text veröffentlicht Uni-Report eine Übersicht über die 
Entwicklung und den aktuellen Stand der Arbeit der Hochschulvereinigung 
für das Fernstudium. 

Die Fachkommissionen der Hoch­
schulvereinigung erarbeiten zur Zeit 
eine Projektrahmenkonzeption, die 
die Grundlage von Projektausschrei­
bungen bilden soll. Sie bemühen sich 
gleichzeitig darum, bestehende und 
geplante Fernstudieneinheiten auf. 
ihre Verwendbarkeit im Studium hin 
zu überprüfen. Bisher haben sie d~bei 
Projektanträge aus dem Hochschul­
bereich im Gesamtwert von 

Seit November 1969 versuchen die 
Länder der Bundesrepublik, ein 
überregionales Fernstudiensystem 
aufzubauen und seine Organisation 
mit Hilfe eines Staatsvertrags zu re­
geln. Kurz nach Abschluß der Arbe·i­
ten des Vorbereitungsausschusses im 
Juni 1970 zeigte sich jedoch, daß so- · 
wohl zwischen den Ländern wie in­
nerhalb der Landesregierungen er­
hebliche Meinungsverschiedenheiten 
über den richtigen Weg vorhanden 
waren. Dies · führte auf seiten der 
Länder dazu, daß im Dezember 1970 
die Ministerpräsidenten endgültig di~ 
Kompetenz zur Regelung dieser Ma­
terie für sich beanspruchten. Die 
Hochschulen zogen aus dieser Ent­
wicklung die Konsequenz und grün­
deten im Januar 1971 die Hochschul­
vereinigung für das Fernstudium 
(HVF), der heute rund 70 Hochschu­
len angehören. . Während sich die 
Länder nicht darüber verständigen 
konnten, in welcher Weise sie das 
Fernstudium fördern wollten, be­
mühte sich die HVF um eine überre­
gionale Kooperation der Hochschu­
len, um eine Zusammenarbeit mit 
den Rundfunkanstalten, mit dem 
DIFF und mit den Volkshochschulen. 
Dabei ist das Erreichen verbindlicher 
Absprachen selbstverständlich da­
durch erschwert, daß für solche Ko­
operationen eine gesetzliche Grund­
lage etwa in Form eines S atsveI;~ 
trags noch aussteht. . ' 
Dieses Lkänderverhalten muß dazu 
führen, daß sich Industriegruppen 
und Interessenverbände zunehmend 
der im Fernstudium liegenden Mög­
lichkeiten bedienen und versuchen, 
ein Bildungssystem neben dem öf­
fentlichen Schul- und Hochschulwe­
sen aufzubauen. Die Farbwerke 
Hoechst sind nur ein. Beispiel, die Fi­
nanzierung von Fernstudienlehrgän­
gen kommerzieller Fernlehrinstitute 
aus öffentlichen Mitteln ein anderes. 

ca. 41 Mio DM begutachtet und dem 
Die Privatwirtschaft bedient sich der Bund zur Förderung vorgeschlagen. 

Solange die Länder sich nicht über 
Möglichkeiten des Fernstudiums u. a. < ihr Zusammenwirken und über die 
deshalb, weil eingehende Kostenana- Berücksichtigung der berechtigten 
lysen die finanziellen Vorteile offen- Mitwirkungsansprüche des Bundes, 
bar gemacht haben. So kann es nur der Rundfunkanstalten und der 
als Ausrede gewertet werden, wenn Hochschulen einigen können, sind die 
die Länderkultusverwaltung ver- Mittel des Bundes neben vereinzelten 
sucht, das Verzögern der Verabschie- Stiftungsgeldern die einzige Quelle, 
dung eines Staatsvertrags mit dem aus der die notwendigen modellhaf­
Hinweis auf die notwendige Erarbei- ten Fernstudienproduktionen finqn-
tung detaillierter Kostenschätzungen ziert werden können. . 
zu entschuldigen. Die Verzögerungs- Das Zögern der Länder bremst aach 
taktik einiger Staats kanzleien kann den Elan der Rundfunkanstalten. So 
daher nur einer P,rivatisierung und stehen etwa beim ZDF 1973 Mittel 
Kommerzialisierung des Bildungsbe- nur noch im gleichen Umfang wie 
reichs zugute kommen. 1972 zur Verfügung, also real ein 
Es dürfte viele Gründe geben, warum Rückgang. Dennoch ist die Koopera­
die Mitglieder der öffentlich-rechtli- tionsbereitschaft vorhanden. In der 
chen Körperschaft Hochschule sol- Kontaktkommission zwischen Rund­
ehen ßestrebungen entgegenarbeiten funkanstalten und HVF werden die 
sollten. Denn ganz sicher haben ~urz- Grundzüge eines Rahmenvertr:ages 
fristige Kapitalverwertungsinteres- erörtert, der zwischen dem Verbund 
sen auf die Freiheit und Unabhängig- und den Anstalten nach Abschluß des 
keit der Wissenschaft nicht nur be- Staatsvertrags zu schließen wäre, der 
flügelnden Einfluß. . aber auch angewandt werden kann, 
Für ein Engagement der Hochschulen wenn die staatliche Seite nicht zu ei­
ist die Zeit günstig. Die wissenschaft- nem Abschluß kommt und die Hoch­
liehe Weiterbildung Berufstätiger schulen ihre überregionale Selbstor­
wächst in ihrer Bedeutung ständig. ganisation stärken müssen. 
Sie ist in den neueren Hochschulge- Bisher ist diese überregionale Selbst­
setzen fester Bestandteil des Aufga- organisation der Hochschulen, die 
benkatalogs der Hochschulen. HVF, von irrationalen Gruppen­
Glei~hzeitig erhöht s~.ch ~ie Zahl d:r kämpfen frei geblieben. Die Mitglie­
S!udlen.bew~rber st~ndlg u~d. dIe der der Fachkommissionen haben 
SmnloslgkeIt des rem quantItatIven sich nach einigen Diskussionerr aUf 

;>-AUSb!l .. USid.~..bestegenw>~ Hochschul.- ... e.ln~I'- ~1l? .. uhtei'St:1Bedli~hen· AuJf.as-
.§.YSt~ql~)ll tl ~j'fe~at; : - gurfgen geredit w~rdenden Arbelts­
Das ~ern.studlUm,. ~enchtet sowohl grundlage zusammengefunden. Viele 
an AbItune~ten WIe 1m Beruf stehen- Hochschulen haben etwa durch die 
de ~kademlk~r un~ am Er~erb von Veranstaltung von Tutorien zu den 
Spezlal~en~tmssen mteresslerte Per- Funkkollegs Erfahrungen mit dem 
sonen 1st m der .~age, das. an d~n Fernstudium gewonnen. Die Position 
Hochsc~ul.en verfugbare 'Ylssen el- der Länderseite konnte in den Ver­
n:m mogllchst ~roß.en KreIS ~r Be- handlungen und Gesprächen des letz­
volkerung zugangllch zu machen. ten Jahres den Beschlüssen der Mit­
D~ese ~ffnung d~r Gesellschaft hin glieder versammlung der HVF in 
~lrd mcht nur dIe R.~form von stu- wiGhtigen Punkten angenähert wer­
dlUm u~d Lehre befo~dern, s0Il:dern den. Dies war nur möglich, weil die 
auch dIe Forschung Immer wleder Hochschulen sich nicht auseinander-

dividieren ließen. Soll das mit der 
Gründung der HVF 1971 begonnene 
Vorhaben, der Aufbau eines Fernstu­
diums in der BRD mit dem Ziel der 

Gäste in der Universität 
Reform von Studium und Lehre, der 
Kapazitätserweiterung der Hoch­
schulen und der Öffnung der Hoch­
schulen für alle Studierwilligen, zu 
einem erfolgreichen Ende geführt 

Sowjetische Wissenschaftler Französische Pharmazeuten 

werden, so ist dazu die Zusammenar­
beit aller Hochschulen und die Zu­
rückweisung von partikularen An­
sprüchen unel'läßlich. 

Donner,stag, 24. Mai 1973 Sei,te 3 

Der zweite Bauabschnitt des Studentenwohnheims an der Ginnheimer 
Landstraße macht sichtbare Fortschritte. Das 18stöckige Hochhaus wird 
rund 510 Einzelzimmer enthalten. Es soll im nächsten Frühjahr bezugs­
fertig sein. Die Konzeption des neuen Hauses wird derzeit von den Be­
wohnern des ersten Bauabschnitts heftig kritisiert. Kernpunkt der Vor­
würfe ist, daß zu wenig Gemeinschaftsräume geplant sind. Der Ge­
schäftsführer der Stiftung Studentenhaus hält die Kritik teilweise für 
berechtigt. Er verweist auf die ursprünglichen Entwürfe, in denen ein 
Clubhaus als Verbindungstrakt zwischell" den beiden Bauabschnitten 
vorgesehen war. Dieses Club haus wurde von Wiesbaden nicht genehmigt • 

Foto: Bopp 

Hilfe für Studentenehepaare 
Bund und Länder wollen für den Bau 
von Wohnraum für Studentenahe-> 
paare, insbesondere für solche mit 
Kindern, verstärkten Anreiz bieten, 
um die vor allem für diesen Kreis der 
Studierenden pr.ekäre Wohnsituation 
zu verbessern. Deshalb hat eine ge­
meinsame Arbeitsgruppe von Bund 
und Ländern auf der Basis der 1972 
erarbeiteten Richtlinien für den 
Wohnheimbau die Voraussetzungen 
der Förderung von Wohnräumen für 
Studenten ehepaare an die inzwischen 
gewonnenen Erfahrungen und die Ent­
wicklung angepaßt, wie das Bundes­
wissenschaftsministerium am 9. Mai 
mitteilte. Dabei wurden die einschlä-

gigen Flächen- und Kostenrichtw€rte 
spürbar erhöht. Die Gesamtfläche der 
Wohnungen für kinderlose Studen­
tenehepaare wurde von 42,5 auf 48 
Quadratmeter angehoben, bei Ehe­
paaren mit einem Kind von 56,5 auf 
60 und bei zwei Kindern auf 72 Qua­
dratmeter. Der bisherige Kostenricht­
wert für ein Appartement für ein 
Studentenehepaar ohne Kinder wur­
de entsprechJend von 38 000 auf 
42 000 Mark erhöht, für Ehepaare mit 
einem Kind von 47 500 auf 52000 und 
für Paare mit zwei Kindern auf 
63000 Mark angehoben. 

Eine Gruppe sowjetischer Sozialwis­
senschaftler und Publizi·sten, unter 
ihnen der stellvertretende Chefre­
dakteur der Prawda, Prof. Afanass­
jew, besuchte im Rahmen einer 
Informationsreise in diesem Monat 
das Seminar für Sozialpolitik der 
Frankfurter Universität. Die Dele­
gation ließ sich über das von einer 
interdisziplinären Forschergruppe 
unter Leitung von Prof. Hans-Jürgen 
Krupp vorangetriebene SPES-Pro­
jekt (Sozialpolitisches Entscheidungs­
und Indikatorensystem für die Bun­
desrepublik Deutschland unterrich­
ten). Mit diesem Projekt wird erst­
malig für die BRD der Versuch un­
ternommen, wirtschafts- und sozial'" 
politische Entscheidungsalterna ti ven 
in einem Computer-simulationsfähi­
gen Gesamtmodell zusammenzufas­
sen. Eine Reihe bereits vorliegender 
Ergebnisse wurde am Computer­
Bildschirm vorgeführt. 

Im Mai besuchten 20 französische 
Pharmaziestudentinnen und -studen­
ten der Universität Montpellier unter 
Leitung der Professoren Lalaurie und 
Serrano das Pharmazeutische und 
das Pharmakognostische Institut der 
Johann Wolfgang Goethe-Universi­
tät. Im Großen Hörsaal des Pharma­
zeutischen Instituts begrüßte Prof. 
Oelschläger in Anwesenheit zahlrei­
cher Assistenten und Frankfurter 
Pharmaziestudenten die französi­
schen Kommilitonen und hielt an­
schließend zwei kürzere Vorträge 
über die neue Ausbildung zum Apo­
theker in der Bundesrepublik 
Deutschland und über die im Phar­
mazeutischen Institut laufenden For­
schungsarbeiten. Beide Vorträge 
wurden von den französischen Gä­
sten lebhaft diskutiert, wobei beson­
ders die biopharmazeutischen Ziel­
setzungen in der Arbeitsgruppe von 
Prof. Oelschläger Gegenstand zahl­
reicher Fragen waren. Einer Führung 
durch die beiden Institute folgte ein 
Umtrunk im Seminarraum, bei dem 
Prof. Lalaurie die Nachbildung einer 
antiken Fayence übergab, die zur 
Aufbewahrung des Theriak gedient 
hatte, der als Vielkomponentenarz­
neimittel sich über Jahrhunderte ei­
nes legendären Rufes erfreute. Erst 
1908 wurde der Theriak aus der fran­
zösischen Pharmakopoe gestrichen. 
Ein gemeinsames Abendessen verein­
te die französischen und deutschen 
Pharmazeuten noch eine Reihe von 
gemütlichen Stunden. Als Dolmet­
scher trugen zum Gelingen des Tref-

Leserbriefe 

Die Appartements werden, wie das 
Ministerium erklärte, in der Regel 
von Studentenwerken und anderen 
öffentlichen Trägern errichtet und 
unterhalten. Von den je nach Richt­
satz anfallenden Investitionskosten 
übernähmen Bund und Länder je­
weils die Hälfte. 

Wie die sowjetischen Gäste in der 
Diskussion berichteten, finden Fra­
gen sozialer Planungsmodelle und so­
zialer Indikatoren in der Sowjetunion 
zur Zeit reges Interesse. Dies ist im 
Zusammenhang mit der Entwicklung 
der empirischen .Sozialforschung und 
der ökonomischen Soziologie zu se­
hen. Auf diesem Gebiet besteht schon 
seit 1970 ein kontinuierlicher Gedan­
kenaustausch zwischen dem Institut 
für Demoskopie Allensbach und so­
wjetischen Wissenschaftlern. So wur­
de die Delegation auch bei ihrer 
jüngsten Informationsreise durch die 
BRD von Mitarbeitern des Allens­
bacher Instituts betreut. 

·fens bei: Frau Theuring, Apotheker 
El-Hossni/·1:1.nd A,potheker .. Moussa. 

ads forderte zwei Sitze 
Im uni-report vom 10.lVIai 1973 wur­
den etliche Passagen zur Politik des 
ads/SLH (aktions komi tee demokra­
tischer studenten/ Sozialliberaler 
Hochschulverband) veröffentlicht, 
die teils falsch, teils verfälschend die 
Positionen unserer Gruppe wiederge­
ben. 
Insbesondere ist zu bemerken: 
1. Die Konventsfraktion des ads/SLH 
hat in der Sitzung des Konvents vom 
25. April 1973 nicht eine studentische 
Sitzverteilung von 3 Vertretern der 
links extremen und 3 der soziallibera­
len Linien gefordert, sondern, gemäß 
dem Wahlergebnis, ein Verhältnis 
von 4:2, wobei diese zwei ads/SLH­
Sitze in relevanten Ausschüssen (also, 
nach allgemeinem Konsens, nicht im 
Bibliotheksausschuß) realisiert wer­
den müssen. 
2. Die Definition der studentischen 
Fraktionen KSB, KSV, SHB/SF und 
SHB/MF als "Linke" bei gleichzeiti­
ger Gegenüberstellung des ads/SLH 
erweckt den Eindruck, unsere Grup­
pe vertrete eine rechtsorientierte Po­
litik; dieser Eindruck ist falsch, wie 
sich bereits leicht aus dem Namen 
und dem Programm des ads/SLH ab-
lesen läßt. . . . 

3. Die Konventsfraktion des ads/SLH 
hat in der Frage der Ausschußbeset­
zung durchaus eine Einigung ver­
sucht und sogar beantragt, diesen 
Punkt zur Klärung auszusetzen; die­
sem Vorschlag konnten sich die stu­
dentischen Mitglieder der Minder­
heitsfraktion leider nicht anschlie­
ßen. 
4. Im Artikel von Bernd Grass wurde 
behauptet, daß ads/SLH habe "den 
SHB/SF immer wieder darin be­
stärkt, auf keinen Fall den MSB­
Spartakus in den AStA aufzuneh­
men; diese Behauptung ist falsch; das 
ads/SLH hat immer wieder seine Be­
reitschaft zu Koalitionsverhandlun­
gen mit allen Gruppen, die hierfür in 
Frage kamen, betont und sich stets 
davor gehütet, einer anderen Gruppe 
von einer Koalition mit einer dritten 
Gruppe abzuraten. 
5. Die Bemerkung von Grass, daß das 
ads/SLH bei allen Wahlen der letzten 
Jahre die Hürde von 30 Prozent kaum 
überspringen konnte, ist verfäl­
schend: Zwar erhielt das ads/SLH 
nicht mehr als 30 Prozent der Wäh­
lerstimmen, doch wurde es damit oft 
(so auch jetzt) die stärkste Fraktion 
im Studentenparlament. 

Achim StietrlSclleefer 

Auf eine Erhöhung der Richtsätze für 
den übrigen Wohnheimbau sei ver­
zichtet worden, teilte das Ministerium 
mit, da der zur Zeit gültige Richtsatz 
für ein Einzelzimmer bzw. Einzelap­
partement im studentischen Wohn­
heimbau von 21000 Mark in zahlrei­
chen Angeboten von Unternehmern 
und Architekten unterboten werde. 

Promotionsordnung 
Die "Richtlinien für dIe Promotions­
ordnungen der Fachbereiche" stan­
den am 9.5. nochmals auf der Tages­
ordnung der Senatssitzung. Dabei ei­
nigte man sich einstimmig darauf, die 
Finanzierung der Dissertationsdrucke 
einheitlich für alle Fachbereiche zu 
regeln (vgl. Uni-Report Nr. 5, S. 2). In 
der Neufassung heißt es: Mit der 
Vorlage des zu vervielfältigenden 
Manuskripts hat die Hochschule die 
Pflicht zur Vervielfältigung und Ver­
öffentlichung. Die Kosten hierfür 
dürfen nicht dem Doktoranden auf­
erlegt werden. 
In der alten Fassung der Richtlinien 
konnten noch der Fachbereich ent­
scheiden, ob er oder der Doktorand 
die Kosten für den Dissertations .. 
dru-ck: tr.ä.g-t, 
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Wahlen in zwei Fachbereichen 
Wahlbekanntmachung für die Wieder­
holungswahlen zu den Fachbereichs­
konferenzen in den Fachbereichen 
Gesellschaftswissenschaften und Er­
ziehungswissenschaften - nur für die 
Gruppe Studenten - vom 26. bis 
28. Juni 1973 aufgrund der im Staats­
anzeiger für das Land Hessen NI'. 50 
vom 11. 12. 1972 veröffentlichten 
Wahlordnung. Die Wahlordnung liegt 
im Wahlamt, Schumannstr. 63, zur 
Einsichtnahme aus. 

1. Wahllokale 

a) Fachbereich Gesellschaftswissen­
schaften: 
Vorraum des Dekanats der Wirt­
schaftswissenschaften, Hauptge bä u­
de, Erdgeschoß. 

b) Fachbereich Erziehungswissen­
schaften: 
Bock:enheimer Landstr. l40a, I.. Ober­
geschoß. 

Die Wahllokale sind an den Wahlta­
gen jeweils von 9 bis 16 Uhr geöffnet. 

2. Wahlberechtigte 
Wahlberechtigt sind nur die Studen­
ten, die im Wintersemester 1972/73 
hier immatrikuliert waren. 

3. Wählerverzeichnis 

Die Ausübung des Wahlrechts setzt 
die Eintragung in das Wählerver­
zeichnis oder die Erteilung eines 
Wahlscheins v oraus. Alle wahlbe­
rechtigten Studenten erhalten eine 
Wahlbenachrichtigung. Das Wähler­
verzeichnis wird vom 28. bis 30. Mai 
sowie am 1. und 4. Juni 1973 jeweils 
von 9 bis 17 Uhr beim Wahlamt, 
Schumannstraße 63, zur Einsichtnah­
me ausgelegt. 
Am 4. Juni 1973 um 17 Uhr wird das 
Wählerverzeichnis geschlossen. 
Gegen die Nichteintragung oder eine 
fehlerhafte Eintragung kann von je­
dem Wahlberechtigten während der 
Offenlegung des Wählerverzeichnis­
ses schriftlich Widerspruch beim 
Zentralen Wahlvorstand (Wahlamt) 
eingelegt werden. 

4. Wählbarkeit 

Wählbar sind nur die StudenteI), di~ 
bereits im Wintersemester 1972/73 
das passive Wahlrecht hatten, mithin 
also bereits im Sommersernester 1972 
hier ordnungsgemäß immatrikuliert 
waren. 

5. Vorschlagslisten 

Für die Wahl im Fachbereich Gesell­
schaftswissenschaften behalten die 
zur Wahl vom 6. bis 8. Februar zuge­
lassenen Vorschlagslisten ihre Gül­
tigkeit. Neue Listen können nicht 
eingereicht werden. 

Die Wahlberechtigten des Fachbe­
reichs Erziehungswissenschaften wer­
den hiermit aufgefordert, bis zum 4. 6. 
1973 um 17 Uhr Vorschlagslisten beim 
Zentralen Wahlvorstand (Wahl amt, 
Schumannstraße 63) einzureichen. 
Formblätter sind beim Wahl amt er­
hältlich; sie können auch fernmünd­
lich beim Wahlamt (Nebenstelle 
3610-3612) angefordert werden. 
Jede , Vorschlagsliste kann beliebig 
viele Bewerber· enthalten, die Zahl 
der Bewerber auf einer Vorschlagsli­
ste soll mindestens doppelt so groß 
sein wie die Zahl der von der Gruppe 
zu besetzenden Sitze. Die Reihenfolge 

der Bewerber muß aus der Vor­
schlagsliste ersichtlich sein. 

Xn einer Vorschlagsliste können j e­
weHs nur Bewerber aus der Gruppe 
Studenten benannt werden. Bewer­
ber, die in dieser Gruppe nicht wähl­
bar sind, werden auf Beschluß des 
Wahlvorstandes von der Vorschlags­
liste gestrichen. Die Vorschlagsliste 
muß die Namen der Bewerber, ihr 
Geburtsdatum, die Matr.-Nr., die 
Privatanschrift (Semesteranschrift) 
und den Fachbereich enthalten, in 
dem sie studieren. 

Mit der Vorschlagsliste ist die 
schriftliche Ein verständniserklärung 
der in ihr genannten Bewerber zur 
Kandidatur auf desem Wahlvor­
schlag vorzulegen. Die Benennung 
eines Bewerbers ohne Einverständ­
niserklärung ist unzulässig. 

Ein Bewerber darf nur auf einer Vor­
schlagsliste genannt werden. Mit je­
dem Wahlvorschlag soll ein Vertrau­
ensmann unter Angabe seiner An­
schrift und möglichst auch seines 
Fernsprechanschlusses benannt wer­
den. Falls keine besondere Benen­
nung erfolgt, gilt der auf dem ersten 
Platz der Vorschlagsliste genannte 
Bewerber als Vertrauensmann. Der 
Vertrauensmann ist zur Abgabe und 
zum Empfang von Erklärungen ge­
genüber dem Zentralen Wahlvor­
stand und dem Wahlleiter bevoll­
mächtigt. Die Wahlorgane können je­
doch in allen Fällen auch unmittelba­
re Erklärungen von den Bewerbern 
entgegennehmen und ihnen gegen­
über abgeben. 

Grundsätzlich müssen mindestens 2 
Vorschlagslisten vorgelegt werden. 
Liegt für die Wahl aus einer Gruppe 
nur eine zugelassene Liste vor, so 
wird die Wahl als Persönlichkeits­
wahl durchgeführt. 

6. Wahlhandlung 

a) Urnenwahl 

Jeder Wahlberechtigte kann nur in 
dem Wahllokal des Stimmbezirks 
wählen, in dessen Wählerverzeichnis 
er eingetragen ist, zur Wahl ist der 
Studentenausweis oder ein anderer 
amtlicher Ausweis mit Lichtbild vor­
zulegen. 

Als amtlicher Ausweis im Sinne der 
Wahlordnung gelten: Personalaus­
weis, Reisepaß und Führerscnein. 
Wahlumschläge werden nur gegen 
Rückgabe, Wahlscheine und Wahlbe­
nachrichtigungen in keinem Fall er­
setzt. 

b) Briefwahl 

Ein ' Wahlberechtigter, der von der 
Briefwahl Gebrauch machen will, hat 
den schriftlichen Antrag (Formblatt 
beim Wahlamt, Schumannstraße 63, 
erhältlich) bis zur Schließung 
des Wählerverzeichnisses (4. 6. 1973, 
17 Uhr) beim Wahlamt zu stellen. 

Die Briefwahlunterlagen werden -
entsprechend dem Antrag - entwe­
der dem Wahlberechtigten zugesandt 
oder können während der letzten 3 
Arbeitstage vor der Wahl beim Wahl­
amt abgeholt werden. 

Die Stimmabgabe gilt als rechtzeitig 
erfolgt, wenn der Wahlbrief dem 
Zentralen Wahlvorstand (Wahlamt) 
bis zum Ablauf der für die Durchfüh­
rung der WahUlandlung festgesetzten 

. Zeit zugegangen ist. 

c) Stimmenauszählung 

Bei der Auszählung der Stimmen 
sind Stimmzettel ungültig 

1. die nicht in , einem amtlichen 
Wahlumschlag abgegeben sind 

2. die nicht als amtlich erkennbar 
sind, 

3. aus denen sich der Wille des Wäh­
lers nicht zweifelsfrei ergibt, 

4. die· einen Zusatz oder einen Vorbe­
halt enthalten. 

Mehrere in einem Wahlumschlag ent­
haltene Stimmzettel, die gleich lau­
ten, werden als eine Stimme gezählt. 
Leere Wahlumschläge gelten als un­
gültige Stimmabgabe. 

7. Wahlprüfung 

·Wird vom Wahlleiter oder einem 
Wahlberechtigten geltend gemacht, 
daß bei der Wahl gegen zwingende 
Vorschriften der Gesetze oder dieser 
Wahlordnung verstoßen sei, tritt der 
zuständige Wahlvorstand in ein 
Wahlprüfungsverfahren ein. Der An­
trag dazu kann nur innerhalb von 10 
Arbeitstagen nach der Bekanntma­
chung des Wahlergebnisses nach der 
Stimmenauszählung gestellt werden. 

8. Quorum 

Nach § 21 Abs. 2 des Hessischen 
Hochschulgesetzes vom 12. Mai 1970 
ist für die Mitwirkung einer Gruppe 
in der Selbstverwaltung .einer Hoch­
schule und die Zuteilung von Sit zen 
an die einzelne Gruppe erforderlich, 
daß 10 v. H. ihrer wahlberechtigten 
Angehörigen an der Wahl ihrer Ver­
treter teilgenommen haben. Voraus­
setzung für die Zuteilung aller Sitze 
an die einzelne Gruppe ist eine Wahl­
beteiligung von mindestens 50 v. H. 
Beträgt die Wahlbeteiligung 30 v. H. 
bis weniger als 50 v. H. , so verringert 
sich die Zahl der Sitze um 25 v. H., 
beträgt die Wahlbeteiligung 10 v. H. 
bis weniger als 30 v. H. , so verringert 
sich die Zahl der Sitze um 50 v . H. 

9. Sitzungen des Zentralen Wahlvor­
sta-ndes 

Die Sitzungen des Zentralen Wahl­
vorstandes sind öffentlich. Die Sit­
zungstermine sowie die sonstigen 
Verlautbarungen werden an ' folgen­
den Stellen bekanntgemacht : 

Hauptgebäude 
Tafel gegenüber Zimmer 45 des Se­
kretariats (Erdgeschoß) , 

Kanzleramt 
Diele, Erdgeschoß, 

Wahlamt 

Flur, Erdgeschoß (hinterer Eingang) . 
Verlautbarungen der Wahl vorstände 
der Fachbereiche werden jeweils an 
den Schwarzen Brettern der Fachbe­
reiche bekanntgegeben. 

10. Geschäftsstelle des Zentralen 
Wahlvorstandes 

ist das Wahlamt, Schumannstr. 63, H . 
Obergeschoß. Fernsprecher: 3610-3612 
Sprechstunden: montags bis freitags 
von 9 bis 12 h. Die Geschäftsstelle der 
Wahlvorständ~ der Fachbereiche 
werden durch Aushang in den Fach­
bereichen bekanntgegeben. 

Der Wahlleiter 
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Stimmbezirke und Wahllokale 
für "Stupa"-Wahlen 
Stimm- Wahllokal 
bezirk 
1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Juridicum, Erdgeschoß , 
neben der Cafeteria 
Vor dem Dekanat der 
Wirt schaftswissenschaf­
ten, Hauptgebäude, Erd­
geschoß 
Neues Hörsaalgebäude 
(vor Hörsaal I u. II, Erd­
geschoß) 
Studentenhaus, Erd­
geschoß 

Philosophicum, Gräf­
s traße 76, Erdgeschoß 
Physikalisches Institut , 
Robert-Mayer-Straße 2-4, 
Erdgeschoß 
Klinikmensa 

für die Fachbereiche 

Rech tswissenschaften, Philosophie, 
Geowissenschaften, Geographie 
Wirtschaftswissenschaften 

Gesellschaftswissenschaften, 
Geschich tswissenschaften, Klass. 
Philologie u. Kunstwissenschaften 
Erziehungswissenschaften, Psycho­
logie, ost- und außereuropäische 
Sprach- u . Kulturwissenschaften, 
Biologie, Religionswissenschaften 
Neuere Philologien 

Mathematik, Physik, Chemie, Bio- > 

chemie und Pharmazie 

Humanmedizin 

Das Studentenparlament 
wird Anfang Juni gewählt 
Die Wahlen zum Studentenparlament 
der Legislaturper iode 1973 finden von 
Dienstag, 5. Juni, bis Donnerstag, 
7. Juni 1973, jeweils von 9.30 Uhr bis 
15.30 Uhr statt. 

1. Wahlverfahren : 
Wahlberechtigt ist jeder Student der 
Johann Wolfgang Goethe-Universi­
tät, der im Wählerverzeichnis einge­
tragen ist. 
Jeder Wahlberechtigte hat eine 
Stimme und kann nur in dem Stimm­
bezirk wählen, dem der Fachbereich 
des Hauptfachs beziehungsweise Un­
terrichtsfachs zugeordnet ist. Die 
Stimmabgabe erfolgt durch Ankreu­
zen eines Wahlvorschlags in dem da­
für vorgesehenen Feld. 
Die Wahl ist getl'l.t1ß den allgemei­
nen demokrati.schen Priqzli:>ien ge­
heim, daher ist der Wähler nicht be­
rechtigt, seinen Stimmzettel offen 
auszufüllen oder einem anderen Ein­
blick in den ausgefüllten Stimmzettel 
zu gewähren. Nicht geheim abgege­
bene Stimmzettel sind ungültig und 
von den Wahlhelfern als solche zu 
kennzeichnen. 
Zur Stimmabgabe dürfen nur die 
vom Wahlausschuß im Einvernehmen 
mit dem Kanzler vorbereiteten 
Stimmzettel verwendet werden. Die 
Wahlberechtigung wird bei der Aus­
gabe der Stimmzettel anhand des 
Wählerverzeichnisses und des Stu­
dentenausweises oder eines Perso­
nalausweises überprüft. Wer keine 
Wahlbenachrichtigung erhalten hat, 
aber wahlberechtigt ist, kann dessen­
ungeachtet wählen. 
Stimmzettel, die mit dem Stempel 
"Muster" versehen sind, sind ungÜltig 
und dienen dazu, den Wahlberechtig­
ten den Inhalt der Stimmzettel 
kenntlich zu machen. 
Das Wählerverzeichnis ist nach 
Stimmbezirken gegliedert. 

2. Wählerverzeichriis: 
Das Wählerverzeichnis wird ge­
schlossen am 28. 5., 15 Uhr; es liegt 

am 28. 5. von 9 bis 15 Uhr im AStA 
zur Einsichtnahme aus. Einspruch 
kann während der Offenlegung beim 
Wahlausschuß im AStA eingelegt 
werden. über Einsprüche gegen die 
Eintragung in das Wählerverzeichnis 
wird am 28. 5. 1973, 15 Uhr, in öffent­
licher Sitzung des Wahlausschusses im 
AStA entschieden. Studenten, die 
sich nach dem 4. 5. zurückgemeldet 
haben, werden gebeten, sich während 
der Offenlegung des Wählerverzeich­
nisses nachtragen zu lassen. 

3. Listeneinreichung: 
Wahlvorschläge müssen spätestens 
zwei Wochen vor der Wahl beim 
Wahlausschuß eingereicht werden, 
Formblätter für Vorschlagslisten sind 
beim AStA erhältlich. Ein Wahlvor­
schlag besteht aus einer Liste von 
mindestens drei Kandidaten mit fest­
gelegter Reihenfolge, die sich mit 
einheitlichem Programm unter ein­
heitlicher Bezeichnung zur Wahl 
stellen. Listen, die nicht bereits im 
alten Parlament vertreten waren, 
können nur dann zur Wahl zugelas­
sen werden, wenn mindestens 50 
Wahlberechtigte durch Unterschrift 
und Angabe ihrer vollständigen 
Adresse und Fachbereichszugehörig­
keit den Wahlvorschlag unterstützen. 
Der Wahlausschuß ist zur überprü­
fung der Angaben verpflichtet . 

4. Briefwahl: 
Die Briefwahlunterlagen können am 
29. und 30.5. sowie am 1. 6. 1973 je­
weils von 9 bis 15 Uhr beim Wahlamt, 
Schumannstr. 63, 11. Obergeschoß, 
hinterer Eingang, unter Vorlage des 
Studentenausweises' vom Wahlbe­
rechtigten selbst abgeholt werden. 
Die Wahlbriefe müssen spätestens bis 
zum Ende der Wahlzeit beim Wahl­
amt eingegangen sein. An den vorhe­
rigen Tagen können sie von 9 his 16 
Uhr beim Wahlamt abgegeben oder 
mit der Post übersandt w.erden. 

Der Wahlausschuß 

Am Englischdidaktischen Seminar ist zum 15. September 1973 
die Stelle eines(r) 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 
(Vergütung nach BAT II a) 

Im Didaktischen Zentrum der Johann-Wolfgang-Goethe-Uni­
versität ist in der Arbeitsstelle für Mediendidaktik und Lehr­
technologie sofort die Stelle eines 

Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften ist am Seminar für 
betriebswirtschaftliche Steuerlehre zum 1. Juli 1973 die Stelle 
eines 

zu besetzen. Voraussetzung: abgeschlossenes Hochschulstu­
dium. Arbeitsbedingungen wie nach den einschlägigen Para­
graphen des HUG vorgegeben. 
Bewerbungen werden erbeten bis zum 15. Juni 1973 an den 
Geschäftsführenden Direktor des Englischdidaktischen Semi­
nars, 6000 Frankfurt am Main, Kettenhofweg 139. 

In der Senckenbergischen Bibliothek - Universitätsbibliothek 
für Naturwissenschaften und alte Medizin - ist ab sofort eine 

BIBLIOTHEKSINSPEKTOR / 
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~u ·besetzen. Gesucht wird ein Mitarbeiter, der sich entweder 
fÜr die alphabetische Katalogisierung oder die Leitung der 
Fernleihe interessiert. Bewerbungen erbe.ten an: Verwaltung 
der Senckenbergischen Bibliothek, 6 Frankfurt am Main, 
Bock:enheimer Landstraße 134-138. 

Im Fachbereich Biologie - Botanik - ist im Rahmen der Ar­
beitsgruppe Experimentelle Ökologie und Vegetationskunde 
die Planstelle einer 

TECHN.ANGESTELLTEN 
nach BAT VI b zu besetzen. Gefordert werden Mitwirkung bei . 
Laborarbeiten, Schreiben von Korrespondenz und ~anMskrip­
ten, Ausführung von graphischen Darstellungen. Interesse und 
Freude an Pflanzennamen besonders erwünscht. ' 
Bewerbungen erbeten an den Fachbereich Biologie, 6 Frank­
furt am Main .. Siesmay.er,st~ße- jO.{l',el • . 7..98 - 47-42). 

TECHNISCHEN MITARBEITERS 

in der Vergütungsgruppe BAT Vb zu besetzen. Das Arbeits­
gebiet umfaßt die Betreuung und Wartung der Sprachlabor­
anlagen des DZ, die Verwaltung des medientechnischen Gerä­
tepools sowie spätere Mitarbeit an den Fernsehanlagen der 
Unterrichtsmitschau und der Laborklasse. 

Bewerbungen ' sind zu richten an den geschäftsführenden Di­
rektor des Didaktischen Zent rums, 6 Frankfurt am Main,. So­
phienstraße 1-3. 

Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt am Main 

SEKRETÄRIN 
des Vizepräsidenten (BAT VI b) und 

MITARBEITERIN 
für die Präsidialabteilung (BAT VII) ab sofort gesucht. 

Geboten wird : weitgehend selbständiges Arbeiten, gutes Ar­
beitsklima, freundliche und hilfsbereite Kolleginnen und Kol­
legen, modern ausgestattete Büroräume (kein Schreibbüro !). 

Daneben selbstverständlich die bekannt guten Leistungen des 
öffentlichen Dienstes (Kinderzuschlag ab 1. Kind, Leistungs­
zulage, Essenzuschuß, Leistungen nach dem 624-DM-Gesetz, 
mindestens vier Wochen Urlaub). 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden erbeten an 
den Vizepräsiden ten der J ohann -Wolfgang -Goethe-U ni vers i tä t 
Frankfurt am Main, 6000 Frankfurt am Main, Senck:enberg­
anlage 31. 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 
(BAT II a) nach § 45 HUG zu besetzen. Bewerber sollen ein 
gutes Examen in Betriebswirtschaftslehre oder Volkswirt­
schaftslehre abgelegt haben und steuerliche Kenntnisse be­
sitzen. 
Bewerbungen mit Lichtbild, Lebenslauf und Zeugnisabschrif­
ten sind zu richten an : Seminar für betriebswirtschaftliche 
Steuerlehre, 6 Frankfurt am Main, Mertonstraße 17. 

Zum 1. Juli 1973 ist im Didaktischen Zentrum eine Stelle durCh 
eine 

VERWALTUNGSANGESTELLTE 
nach BAT VI b zu besetzen. Die Be'werberin soll in der Doku­
mentationsstelle eingesetzt werden. Vorausgesetzt werden gute 
Kenntnisse in Stenographie und Maschineschreiben sowie In­
teresse an Dokumentations- bzw. Archivarbeiten. 
Bewerbungen werden erbeten an den Geschäftsführenden 
Direktor des Didaktischen Zentrums; 6 Frankfurt am Main 
Sophienstraße 1-3. ' 

Im Institut für Organische Chemie - Laboratorium Nieder­
rad - ist ab 1. Juni 1973 die Stelle einer 

SEKRETÄRIN 

zu besetzen. Vergütung erfolgt nach :BAT VI b. Neben Erfah­
rung in allgemeiner Büro- und Verwaltungstätigkeit sind 
Kenntnisse der englischen Sprache erwünscht. Anfragen sind 
zu richten an: Professor H . Kessler, Organische Chemie, Tele­
fon 6033. 


	0001
	0002
	0003
	0004

